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Nr. INHALT
Seite

28.
28. VII. 15 
X II ZB 674/14

29.
13. V III. 15 
VII ZR 90/14

30.
15. IX. 15 
VI ZR 175/14

a) D er Betreuer kann eine V orsorgevollmacht nur w iderru­
fen, w enn ihm diese Befugnis als eigenständiger A ufgaben­
kreis ausdrücklich zugewiesen ist.
b) D ieser Aufgabenkreis darf einem Betreuer nur dann über­
tragen w erden, w enn das Festhalten an der erteilten Vorsorge­
vollm acht eine künftige Verletzung des W ohls des Betroffe­
nen mit hinreichender W ahrscheinlichkeit und in erheblicher 
Schwere befürchten lässt und mildere M aßnahm en nicht zur 
A bw ehr eines Schadens für den Betroffenen geeignet erschei­
nen.
c) A uch nach einem w irksam en W iderruf der V orsorgevoll­
m acht durch  den B etreuer kann der Bevollmächtigte noch im 
N am en des Betroffenen Beschwerde gegen die Betreuerbestel­
lung einlegen.........................................................................................  321
G eht ein A genturverhältnis durch eine auf der Seite des Versi­
cherungsunternehm ens erfolgte A usgliederung auf ein anderes 
U nternehm en nach § 131 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 123 Abs. 3 N r. 1 
U m w G  über und w ird die Beendigung dieses A genturverhält­
nisses nach dem W irksam werden der Ausgliederung herbei­
geführt, so handelt es sich bei der Verbindlichkeit nach § 89b 
H G B  gegenüber dem V ersicherungsvertreter um  eine V erbind­
lichkeit im Sinne von § 133 Abs. 1 U m w G , für die das Versi- 
cherungsunternchm en als übertragender Rechtsträger haftet. 332
a) Die öffentliche Bekanntgabe der von einem nam entlich 
benannten Kind in der G rundschule gezeigten konkreten  Ver­
haltensweisen und Fähigkeiten beeinträchtigt dessen allgemei­
nes Persönlichkeitsrecht in seiner A usprägung als Recht auf 
ungestörte kindgemäße Entw icklung.
b) D ie durch die Preisgabe nicht in die Ö ffentlichkeit gehö­
render Lebenssachverhalte bew irkte Persönlichkeitsrechts­
verletzung entfällt nicht dadurch, dass sich der Verletzte oder 
sein Erziehungsberechtigter nach der Verletzung ebenfalls zu 
den offenbarten U m ständen äußert.
c) Z ur Reichweite des Schutzbereichs der K unstfreiheit
(Art. 5 Abs. 3 G G )...............................................................................  347



31.
17. IX. 15 
IZ R  228/14

a) Ü berträg t eine W ohnungseigentüm ergem einschaft über 
Satellit ausgestrahlte und m it einer G em einschaftsantenne 
der W ohnanlage empfangene Fernseh- oder H örfunksignale 
zeitgleich, unverändert und vollständig durch ein Kabelnetz 
an die angeschlossenen Empfangsgeräte der einzelnen W oh­
nungseigentüm er weiter, handelt es sich nicht um  eine öffent­
liche W iedergabe im Sinne von § 15 Abs. 3 U rh G  und sind 
w eder S chadenersatzansprüche oder W ertersatzansprüche 
von U rhebern , ausübenden Künstlern, Sendeunternehm en 
oder F ilm herstellern noch Vergütungsansprüche der ausüben­
den K ünstler gegen die W ohnungseigentüm ergem cinschaft 
begründet.
b) D ie D urchführung eines Schiedsstellenverfahrens ist bei
einem Streitfall nach § 14 Abs. 1 N r. 1 Buchst, a U rhW G , an 
dem  eine Verwertungsgesellschaft beteiligt ist und der die N u t­
zung von nach dem U rheberrechtsgesetz geschützten W erken 
oder Leistungen betrifft, gemäß § 16 Abs. 2 Satz 1 U rhW G  
keine Sachurteilsvoraussetzung nach § 16 Abs. 1 U rhW G , 
w enn die Frage der A nw endbarkeit und der A ngemessenheit 
des Tarifs nicht entscheidungserheblich ist. D ie A ussetzung 
des Rechtsstreits gemäß § 16 Abs. 2 Satz 2 U rh W G  kom m t in 
einem solchen Fall gleichfalls nicht in Betracht. (»R am ses«).. 365


